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Die Energiekrise entwickelt sich weiter dramati sch. Die Energiepreise steigen 
seit Monaten unaufh altsam. Die Preise am globalen Gasmarkt haben sich ver-
vielfacht. Allein wegen der gesti egenen Großhandelspreise für Erdgas ergeben 
sich für einen halleschen 3-Personen-Haushalt in einer Wohnung mit zirka 70 m²
Wohnfl äche bereits durchschnitt lich Mehrkosten von zirka 1.500 Euro jährlich. 
Hinzu kommen Mehrkosten für die neu eingeführten Gasbeschaff ungs- und Gas-
speicherumlagen von jährlich etwa 230 Euro. Die aktuelle Energiepreisentwick-
lung belastet die Kundinnen und Kunden damit deutlich mehr als die viel disku-
ti erten Umlagen.

Am Strommarkt ist die Situati on ähnlich. Der Großhandelspreis hat sich im Ver-
gleich zu dem Preisniveau vor zwei Jahren verzehnfacht. Für einen 3-Personen-
Haushalt in Halle bedeutet das durchschnitt lich Mehrkosten in Höhe von zirka 
1.600 Euro jährlich. 

Viele Handwerksbetriebe, Gewerbetreibende und Unternehmen zahlen bereits 
heute den zehnfachen Energiepreis und werden diese Kosten in alle ihre Produk-
te und Leistungen einkalkulieren müssen. Damit ist insbesondere im Bereich der 
Lebensmitt el und anderer Konsumgüter schon jetzt eine deutliche Preissteigerung 
spür- und absehbar. 

Nach unserer Einschätzung können basierend auf den aktuellen Marktpreisen 
für die gesamte Volkswirtschaft  kurzfristi g Mehrkosten von bis zu 200 Milliarden 
Euro und mitt elfristi g bis zu 400 Milliarden Euro entstehen. Davon entf allen allein 
auf die privaten Haushalte rund 120 Milliarden Euro.  Die Wirtschaft  müsste etwa 
175 Milliarden Euro der Mehrkosten tragen. Bereits diese Zahlen zeigen, dass das 
jüngste Entlastungspaket in Höhe von 65 Milliarden Euro bei Weitem nicht aus-
reicht. Die fi nanziellen Belastungen werden viele Bürgerinnen und Bürger, aber 
auch eine Vielzahl von Unternehmen, nicht tragen können. 

Partner der Energie-Initiative Halle (Saale):
Positionspapier zur Energiekrise

1. Versorgungssicherheit zu bezahlbaren Preisen

Deutschland bezieht seit vielen Jahren rund die Hälft e seines Gasbedarfs aus Russ-
land. Kurz- und mitt elfristi g können russische Gaslieferungen nicht ersetzt werden. 
Eine Kompensati on dieser Gasmengen wird in den nächsten Jahren in kalten Win-
tern nicht vollständig gelingen - auch nicht durch Einsparen von Energie, den Bezug 
von Flüssiggas, die Nutzung der vorhandenen Erdgasspeicher oder zusätzliche Erd-
gaslieferungen anderer europäischer Länder. 

2. Spürbare Entlastungen für Bevölkerung und Unternehmen

Die hohen Energiekosten führen zur Schließung von Betrieben und zum Verlust von 
Arbeitsplätzen in allen Wirtschaft sbereichen. Die Energiepreise sind weiterhin mit 
Steuern und Abgaben belastet, die nicht unmitt elbar der Aufrechterhaltung der Ver-
sorgungsinfrastruktur dienen, sondern ausschließlich in den Staatshaushalt fl ießen 
(Strom- und Energiesteuer sowie Umsatzsteuer und die CO2-Abgaben nach Brennstoff -
emissionshandelsgesetz und dem europäischen Emissionshandel). Die Bemühungen 
der Bundesregierung für eine Entlastung der Unternehmen, Bürgerinnen und Bürger 
zu sorgen, reichen bei Weitem nicht aus, um die existenzbedrohenden wirtschaft li-
chen Eff ekte der Energiekrise zu bewälti gen. Dies gefährdet den sozialen Frieden und 
die Erfüllung der öff entlichen Aufgaben durch die Städte und Gemeinden. 

Aus diesem Grund vertreten wir, Partner der 
Energie-Initiative Halle (Saale), folgende Position:

Daher müssen die politischen Bemühungen par-
teiübergreifend einheitlich darauf gerichtet wer-
den, dass die Versorgungssicherheit überall im 
Bundesgebiet aufrechterhalten und für bezahl-
bare Energiepreise gesorgt wird. Es muss daher für weitere zielgerichtete Entlas-

tungen der Bürgerinnen und Bürger sowie Unter-
nehmen gesorgt werden. 

Wir fordern kurzfristig 
spürbare Entlastungen für 
Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen.

Wir fordern verlässliche 
Lösungen für eine stabile 
Versorgungssicherheit zu 
bezahlbaren Preisen.

Wir fordern eine echte 
Unterstützung, um unseren 
Beitrag zur Bewältigung 
der aktuellen Situation 
leisten zu können.

Die Energie-Initi ati ve Halle (Saale) wurde 2016 von halleschen Wohnungs- und In-
dustrieunternehmen, Forschungs- und Krankenhauseinrichtungen, der Stadt Halle 
(Saale) und weiteren Insti tuti onen sowie den Stadtwerken Halle und der EVH ins 
Leben gerufen. Als starker Verbund werden hier Projekte umgesetzt, die zur Versor-
gungssicherheit, Energiewende und Klimaneutralität in Halle (Saale) beitragen. Zahl-
reiche Maßnahmen, u. a. zu mehr Energieeffi  zienz, wurden bereits realisiert – auch 
die im Bundesvergleich seit vielen Jahren stabilen und moderaten Energiepreise 
sind ein Erfolg. Weitere Investi ti onen in Höhe von mehreren hundert Millionen Euro 
sind geplant. Deren Umsetzung ist jedoch unter den aktuellen Rahmenbedingungen 

unmöglich. Die hohen Energiepreise binden sämtliche fi nanziellen Mitt el und ver-
hindern Investi ti onen zum Wohle der Hallenserinnen und Hallenser, der regionalen 
Wirtschaft  und der Umwelt. Wir haben unsere Kräft e gebündelt, um die Arbeits-, 
Wohn- und Lebensqualität in der Stadt Halle (Saale) zu verbessern. Nun stehen wir 
vor einer enormen Herausforderung. Wir selbst verfügen über keine weiteren He-
bel, um die Energiepreisexplosion zusätzlich zu kompensieren. Wir brauchen eine 
weitere politi sche Fokussierung auf stark betroff ene Empfängerkreise – bei den Pri-
vathaushalten und den Unternehmen. 
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Biblisches Musical
in Pauluskirche
HALLE/MZ - Das biblische Mu-
sical „Mirjam“ erlebt am
Samstag, 24. September, in
der Pauluskirche seine Ur-
aufführung. Es musiziert der
Kinder- und Jugendchor der
Paulusgemeinde. Der Text
des Musicals stammt von
Friedhelm Kasparick, die
Musik von Andreas
Mücksch. Die Regie hat Hen-
drik Berenbruch übernom-
men. Beginn ist 18 Uhr. Der
Eintritt ist frei. Anschlie-
ßend wird zu einem fröhli-
chen Beisammensein einge-
laden.

Abschlusskonzert
mit Schütz
HALLE/MZ - Das Abschluss-
konzert der diesjährigen
Sommerkonzertreihe im
Dom in Halle findet am
25. September, 17 Uhr, statt.
Es erklingen Werke von
Heinrich Schütz.

PROJEKT Schüler und
Künstler gestalten
S-Bahn-Tunnel. SEITE 16

„Es ist wie bei einemTsunami“
VERSORGUNG Die Preise für Strom und Gas steigen und steigen. Große Unternehmen und Kliniken aus Halle
fordern die Politik zumHandeln auf. Die Sorgen vor Firmenpleiten und Privatinsolvenzen sind hoch.

HALLE/MZ - In Halle richten sich
der regionale Energieversor-
ger EVH, Stadtverwaltung, Woh-
nungsunternehmen, Firmen und
Krankenhäuser angesichts explo-
dierender Energiepreise auf einen
dramatischen Winter ein. Laut
EVH muss ein Drei-Personen-
Haushalt bereits mit einer durch-
schnittlichen Mehrbelastung von
1.500 Euro für Erdgas im Jahr
rechnen, beim Strom sind es rund
1.600 Euro. In einem gemeinsa-
men Positionspapier nehmen
Partner der Initiative die Politik
in die Pflicht (siehe „Energie-In-
itiative fordert spürbare Entlas-
tungen ...“). „Es ist wie bei einem
Tsunami. Das Wasser ist bereits
weg, und jetzt kommt zeitversetzt
die erste Preiswelle. Und es wird
weitere Wellen geben“, sagt Olaf
Schneider. Für die MZ hat Dirk
Skrzypczak mit dem EVH-Chef
sowie mit Guido Schwarzendahl,
Vorstand des Bauvereins Halle-
Leuna und mit Thomas Völker,
kaufmännischer Vorstand des
Diakoniewerks Martha-Maria,
über die Lage gesprochen.

Herr Schneider, die EVH hat die
Preise bereits angepasst. Kom-
men weitere Erhöhungen?
Olaf Schneider: Ja, wir haben
keine Alternative. Die Preise für
Strom und Gas am Großhandels-
markt haben sich verzehnfacht
und betragen für Gas bereits circa
20 Cent pro Kilowattstunde. Das
ist das größere Problem, nicht nur
die vieldiskutierten Gasumlagen.
Unsere Strom-, Gas- und Fern-
wärmekunden profitieren von
unserer langfristigen Beschaf-
fungsstrategie, denn wir haben
viele Mengen zu günstigen Prei-
sen eingekauft. Nach und nach
laufen diese günstigen Mengen
aus und wir müssen zu den teu-
ren, aktuellen Preise zukaufen.
Einige Firmen haben zum 1. Janu-
ar 2023 noch gar keine Strom-
undGasverträge – sie wird die vol-
le Wucht treffen. Wir führen je-
den Tag mit Betrieben Gespräche,
die bislang etwa 50.000 Euro pro
Monat für Energie gezahlt haben
und jetzt 500.000 Euro und mehr
monatlich aufbringen müssen.
Das gefährdet Existenzen.

BisEnde des Jahres bleibendie
Kosten für die Fernwärme sta-
bil. Was kommt danach?
Die Fernwärme produzieren wir
in Gaskraftwerken. Die Preisent-
wicklungen und eventuelle Umla-
gen wirken auch dort. Wir werden
auch diese Preise anpassen müs-
sen. Voraussichtlich wird es wohl
eine Erhöhung um rund 40 Pro-
zent ohne Umlagen ab 1. Januar
geben. Wir wissen, das ist viel
Geld. In anderen Städten werden
die Preise aber schon um bis zu
300 Prozent angehoben.

Herr Schwarzendahl, was
heißt das für Wohnungsunter-
nehmen und Mieter?
Guido Schwarzendahl: Es trifft
jeden von uns. Und nach den
Stadtwerken sind wir die Ersten,
die in die Pflicht genommen wer-
den. Die Zahlen der EVH sind
sehr aufschlussreich. Durch die
Energie-Initiative wissen wir, was
auf uns zurollt.Wir haben inHalle
6.500 Wohnungen und die Vor-
auszahlungen für unsere Mieter
wohlweislich erhöht. Abseits der
Fernwärme sprechenwir aber von
Kostensteigerungen von 100 Pro-
zent plus x. Für sozial orientierte
Wohnungsunternehmen, die viele
Mieter mit geringen Einkommen
haben, geht es ans Eingemachte.

Weil sich Mieter die hohen
Preise nicht leisten können
und Wohnungsunternehmen
auf den Kosten sitzenbleiben?
Als Vermieter gehen wir in Vor-
kasse. Und wenn die Mieter dann
im nächsten Jahr ihre Nachzah-
lungen bekommen und gleichzei-
tig dann höhere Abschläge zahlen
müssen, haben wir einen riesigen
Nachlaufeffekt. Es gibt viele Men-
schen, die das Geld nicht haben.
Für Wohnungsunternehmen er-

gibt sich ein Millionenbetrag, der
gefährdet ist. Das Geld, das für In-
vestitionen geplant war, werden
wir für die Vorauszahlungen der
Betriebskosten verwenden.

Herr Völker, Kliniken wie das
MarthaMaria haben den Ener-
gieverbrauch einer Kleinstadt.
Ist der Betrieb gefährdet?
Thomas Völker: Wir profitieren
von der Energie-Initiative, andere
trifft es viel schlimmer. Und doch

rechnen wir nur bei Gas mit Kos-
tensteigerungen von 200 Prozent,
das sind für 2023 1,9 Millionen
Euro nur am Standort Halle. Zahl-
reiche Krankenhäuser befinden
sich bereits in prekären Situatio-
nen, deshalb steht die Ampel auch
auf Rot. Unser Problem: Ein Mö-
belbauer beispielsweise könnte
gestiegene Kosten für den Mate-
rialeinkauf sofort an seine Kun-
den weiterreichen. Wir können
das nicht. Und deshalb muss von

der Politik jetzt eine Gesamtlö-
sung kommen. Sonst steht ein
Großteil der Kliniken in Deutsch-
land vor der Insolvenz.

Herr Schneider, die Energiein-
itiative fordert politische Be-
mühungen, um die Versorgung
zu garantieren. Ohne russi-
sches Gas geht das kurzfristig
nicht. Muss Nord Stream II ge-
öffnet werden?
Es ist die Aufgabe der Politik,
nach Lösungen zu suchen.Wir be-
richten über die Fakten.Wir tagen
seit März regelmäßig in der Ener-
gie-Initiative. Und alle Progno-
sen, die wir hatten, sind eingetrof-
fen. Wir tragen direkt und über
verschiedene Branchenverbände
unsere Sorgen an die Politik he-
ran. Doch wir wurden bislang
nicht immer gehört. Das Posi-
tionspapier ist ein klares Signal,
dass etwas passieren muss.

Herr Völker, was erwarten Sie
von der Politik?
Ich denke, dass wir die alten Prei-
se nicht mehr zurückbekommen
werden. Nord Stream II zu öffnen,
ist eine platte Forderung. Aber
warum setzen wir nicht für eine
längere Übergangszeit weiter auf
die Atomkraft, um Strom zu pro-
duzieren? Außerdem müsste es
aus meiner Sicht bis zu einem ge-
wissen Verbrauch einen Energie-
preisdeckel für Haushalte und
Firmen geben, bei dem die Preise
im bezahlbaren Rahmen bleiben.
Alles, was darüber an Verbrauch
hinausgeht, müsste teurer wer-
den. Das wäre ein Sparanreiz.

Der Bund zahlt im September
eineEnergiepauschale undwill
die Zahl der Anspruchsberech-
tigten aufWohngeld verdreifa-
chen. Bringt das etwas, Herr
Schwarzendahl?
Die Pauschale von 300 Euro ist
ein Tropfen auf den heißen Stein.
Wenigstens wird jetzt auch an
Rentner und Studenten gedacht,
wobei sich mir nicht erschließt,
warum Studenten nur 200 Euro
bekommen sollen. Menschen mit
niedrigen Einkommen sind mas-
siv unter Druck, weil alle Lebens-
haltungskosten steigen. Prinzi-
piell ist es richtig, dassmehrMen-
schen einen Anspruch auf Wohn-
geld bekommen sollen, weil man
zielgerichtet die Schwächsten
unterstützt. Allerdings weiß kei-
ner, wie das umgesetzt werden
soll. Wohngeld zu beantragen, ist
ungeheuer schwierig. Und es gibt
die Infrastruktur gar nicht, so vie-
le Anträge zu bearbeiten. Die Poli-
tik sagt, dass alles sehr schnell ge-
hen soll, möglichst schon zum
1. Januar. Das wäre wichtig, weil
dann die ersten hohen Vorauszah-
lungen drohen.

Herr Schneider, kann es sein,
dass wir im Winter frieren,
weil gar kein Gas mehr da ist?
Das denke ich für Halle nicht.
Kommt es aber zu einerMangella-
ge, ruft die Bundesnetzagentur
die Notfallstufe aus. Dann werden
zunächst nicht geschützte Ver-
braucher vom Netz genommen.
Auf 90 Prozent unserer Kunden
in Halle trifft das nicht zu. Gas
wirdweiter fließen, die Fragewird
sein, mit welchem Druck. Wir ha-
benGasdruckerhöhungsstationen
für unsere Energieparks.Wir wer-
den jedenfalls alles in unserer
Macht Stehende tun, umHaushal-
te und Firmen in Halle zu versor-
gen. Unsere Möglichkeiten sind
allerdings begrenzt. Jetzt ist die
Politik gefordert!

„Wir sind
mit unseren
Möglichkeiten
am Ende.“
Olaf Schneider
Geschäftsführer EVH
FOTO: DIRK SKRZYPCZAK

„Es gibt viele
Menschen,
die das Geld
nicht haben.“
Guido Schwarzendahl
Bauverein Halle-Leuna
FOTO: SKRZYPCZAK

„60 Prozent
der Kliniken
stehen vor
der Insolvenz.“
Thomas Völker
Diakoniewerk Martha-Maria
FOTO: SKRZYPCZAK

Energie-Initiative fordert spürbare Entlastungen und verlässliche Lösungen

Die Energie-Initiative Halle ist eine
Allianz aus Wohnungs- und Wirt-
schaftsunternehmen, Krankenhäu-
sern, Stadt und Stadtwerken sowie
Forschungseinrichtungen. Vor
sechs Jahren wurde die Zusam-
menarbeit beschlossen. Das große
Ziel: die Energiewende einzuleiten.
Jetzt arbeiten die 16 Partner daran,
die Energiekrise zu meistern. Mit
einem gemeinsamen Positions-
papier nimmt die Initiative die Bun-
despolitik in die Pflicht. „Wir for-
dern kurzfristig spürbare Entlastun-
gen für Bürger und Unternehmen
sowie verlässliche Lösungen für

eine stabile Versorgungssicherheit
zu bezahlbaren Preisen“, heißt es.
Parteiübergreifend müssten alle
Bemühungen darauf gerichtet wer-
den, „dass die Versorgungssicher-
heit überall im Bundesgebiet auf-
rechterhalten bleibt“. Kurz- und
mittelfristig könnten russische Gas-
lieferungen nicht ersetzt werden.

Nach Einschätzung der Initiative
können für die gesamte Volkswirt-
schaft basierend auf den derzeiti-
gen Energiepreisen kurzfristig
Mehrkosten von 200 sowie lang-
fristig von 400 Milliarden Euro ent-

stehen – davon alleine 120 Milliar-
den für private Haushalte. Das
jüngste Entlastungspaket in Höhe
von 65 Milliarden Euro reiche bei
weitem nicht aus.

Die finanzielle Belastung könnten
viele Bürger und Unternehmen
nicht tragen. Als Energieinitiative
habeman keine weiteren Hebel, um
die Energiepreisexplosion zusätz-
lich zu kompensieren: „Wir brau-
chen eine weitere politische Fokus-
sierung auf stark betroffene Emp-
fängerkreise – bei Privathaushalten
wie bei Unternehmen.“

Unser Zweijähriger hat gerade
einen mächtigen Sprung ge-
macht. Offenbar ist er ge-
wachsen (die Hosen sind zu
kurz), er versucht zu hüpfen,
rennt mir inzwischen fast
davon und spricht wie ein
Weltmeister. Alle Worte auf-
zuzählen, die er beherrscht,
gelingt mir nicht mehr. Be-
sonders gern sagt er momen-
tan „Pima“, offenbar ist der
Buchstabe „R“ noch nicht
dran, denn auch in anderen
Wörtern kommt dieser noch
nicht vor. Ich finde dieWort-
schöpfung so niedlich, dass
auch ich beginne, „Pima“ zu
sagen und zu schreiben. So
habe ich auch bemerkt, dass
ich dasWort anmanchen Ta-
gen sehr häufig benutze, um
meine Freude darüber aus-
zudrücken, das etwas klappt.
Mal sehen, vielleicht findet
„Pima“ irgendwann mal Ein-
gang in den Duden oder wird
zumindest zum Jugendwort
des Jahres.

Das ist
„Pima“

GUTENMORGEN

ANNE NICOLAY-
GUCKLAND

hört noch
genauer hin.
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Energiepreisentwicklung

Angaben in Euro pro Megawattstunden

Gaspreisentwicklung

Angaben in Euro pro Megawattstunden

Strompreisentwicklung

MZ.de/halle

MZ Halle

mz_halle

Delitzscher Straße 65,
06112 Halle

saalekurier@mz.de
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Ihr MZ-ServicePunkt vor Ort
Abo,Anzeigen,Briefe, Tickets

ServiceCenter Medienhaus
Mo – Fr: 9.00 bis 11.30 Uhr und
12.00 bis 16.00Uhr
Delitzscher Str. 65, 06112 Halle
Tel.: 0345/5 65 21 04

TiM Ticket Galeria Kaufhof
Markt 20 – 24, 06108Halle,
Mo - Do: 10.30 bis 18.00,
Fr: 11.30 bis 17.00Uhr
Telefon: 0345/5 65 56 00

Ihr Kontakt zur

MZ

Die Preise für Strom und für Gas sind in den vergangenen Monaten stark angestiegen.


